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Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Innen- und Rechtsausschusses 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesabgeordnetengesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abge-
ordneten des SSW 
Drucksache 18/4928 

Der Innen- und Rechtsausschuss hat sich mit dem ihm durch Plenarbeschluss vom 
16. Dezember 2016 überwiesenen Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW in drei Sitzungen, zuletzt in 
seiner Sitzung am 15. März 2017, befasst.  

Im Rahmen der Ausschussberatung wurde von den Fraktionen von CDU, SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und den Abgeordneten des SSW ein Änderungsantrag 
vorgelegt. Dieser wurde mit den Stimmen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW gegen die Stimme der PIRATEN bei Enthaltung der FDP angenom-
men. 

Mit den Stimmen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW gegen die 
Stimme der PIRATEN und bei Enthaltung der FDP empfiehlt der Ausschuss dem 
Landtag, den Titel des Gesetzes in „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ab-
geordnetengesetzes“ zu ändern und das Gesetz in der Fassung der rechten Spalte 
der nachstehenden Gegenüberstellung anzunehmen. Änderungen gegenüber dem 
Ursprungsgesetzentwurf sind durch Fettdruck kenntlich gemacht.  

 

Barbara Ostmeier 
Vorsitzende 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des  
Abgeordnetengesetzes 

 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
 
Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abge-
ordneten des SSW 

 Ausschussvorschlag: 

   

Artikel 1 
Änderung des Schleswig-

Holsteinischen Abgeordneten-
gesetzes 

 
Artikel 1 

Änderung des Schleswig-
Holsteinischen Abgeordneten-

gesetzes 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der 
Mitglieder des Schleswig-Holsteinischen 
Landtages (Schleswig-Holsteinisches Abge-
ordnetengesetz – SH AbgG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13.02.1991 
(GVOBl. 1991, S. 100), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 16.11.2012 (GVOBl S. 
712), wird wie folgt geändert: 

 Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der 
Mitglieder des Schleswig-Holsteinischen 
Landtages (Schleswig-Holsteinisches Abge-
ordnetengesetz – SH AbgG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13.02.1991 
(GVOBl. 1991, S. 100), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 16.11.2012 (GVOBl S. 
712), wird wie folgt geändert: 

1. § 46 wird „Abschnitt V“ zugeordnet.  1.  unverändert 

2. § 46 wird wie folgt neu gefasst:  2. § 46 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 46 Ausübung des Mandats  „§ 46 Ausübung des Mandats 

(1) Bei der Ausübung ihres Mandates 
sind die Mitglieder des Landtages nur ih-
rem Gewissen unterworfen und an Auf-
träge und Weisungen nicht gebunden. Die 
Ausübung des Mandats steht im Mittel-
punkt der Tätigkeit eines Mitglieds des 
Landtags. Unbeschadet dieser Verpflich-
tung bleiben Tätigkeiten beruflicher oder 
anderer Art neben dem Mandat grund-
sätzlich zulässig. 

 (1) unverändert 

(2) Für die Ausübung des Mandats darf 
ein Mitglied des Landtages keine anderen 
als die gesetzlich vorgesehenen Zuwen-
dungen oder andere Vermögensvorteile 
annehmen. Unzulässig ist insbesondere 
die Annahme von Geld oder von geldwer-
ten Zuwendungen, die nur deshalb ge-
währt werden, weil dafür die Vertretung 
und Durchsetzung der Interessen der o-
der des Leistenden im Landtag erwartet 
wird. Unzulässig ist ferner die Annahme 

 (2) unverändert 
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von Geld oder von geldwerten Zuwen-
dungen, wenn diese Leistung ohne an-
gemessene Gegenleistung des Mitglieds 
des Landtages gewährt wird. Die 
Entgegennahme von Spenden bleibt un-
berührt. 

(3) Nach Absatz 2 unzulässige Zuwen-
dungen oder Vermögensvorteile oder ihr 
Gegenwert sind dem Haushalt des Lan-
des zuzuführen. Die Präsidentin oder der 
Präsident macht den Anspruch durch 
Verwaltungsakt geltend, soweit der Erhalt 
der Zuwendung oder des Vermögensvor-
teils nicht länger als drei Jahre zurück-
liegt. Der Anspruch wird durch einen Ver-
lust der Mitgliedschaft im Landtag nicht 
berührt. Das Nähere bestimmen die 
Verhaltensregeln nach § 47. 

 (3) unverändert 

(4) Tätigkeiten vor Übernahme des Man-
dats sowie Tätigkeiten und Einkünfte ne-
ben dem Mandat, die auf für die Aus-
übung des Mandats bedeutsame Interes-
senverknüpfungen hinweisen können, 
sind nach Maßgabe der Verhaltensregeln 
(§ 47) anzuzeigen und zu veröffentlichen. 
Werden anzeigepflichtige Tätigkeiten oder 
Einkünfte nicht angezeigt, kann das Prä-
sidium ein Ordnungsgeld bis zur Höhe der 
Hälfte der jährlichen Abgeordnetenent-
schädigung festsetzen. Die Präsidentin 
oder der Präsident macht das Ordnungs-
geld durch Verwaltungsakt geltend. Das 
Nähere bestimmen die Verhaltensregeln 
nach § 47.” 

 (4) Tätigkeiten vor Übernahme des Man-
dats sowie Tätigkeiten und Einkünfte 
neben dem Mandat, die auf für die Aus-
übung des Mandats bedeutsame Inte-
ressenverknüpfungen hinweisen können, 
sind nach Maßgabe der Verhaltensre-
geln (§ 47) anzuzeigen und zu veröffent-
lichen. Werden anzeigepflichtige Tätig-
keiten oder Einkünfte nicht angezeigt, 
kann die Präsidentin oder der Präsi-
dent im Benehmen mit dem Ältesten-
rat ein Ordnungsgeld bis zur Höhe der 
Hälfte der jährlichen Abgeordnetenent-
schädigung festsetzen. Die Präsidentin 
oder der Präsident macht das Ord-
nungsgeld durch Verwaltungsakt gel-
tend. Das Nähere bestimmen die Verhal-
tensregeln nach § 47.“ 

3. Der bisherige § 47 wird wie folgt neu ge-
fasst: 

 3. Der bisherige § 47 wird wie folgt neu ge-
fasst: 

„§ 47 Verhaltensregeln  „§ 47 Verhaltensregeln 

(1) Um Gefahren für die Unabhängigkeit 
der Abgeordneten erkennen und ihnen 
entgegenwirken zu können und damit zu-
gleich die Funktionsfähigkeit des Landta-
ges zu stärken, gibt sich der Landtag 
Verhaltensregeln. 

 (1) unverändert 

(2) Die Verhaltensregeln müssen Be-
stimmungen enthalten über: 

 (2) Die Verhaltensregeln müssen insbe-
sondere Bestimmungen enthalten über: 

1. die Pflicht zur Anzeige von Geburtsort 
und -datum und des Berufs; 

 1.  unverändert 

2. die Pflicht zur Anzeige der Mitglied-
schaft in einem Vorstand, Aufsichts-

 2. die Pflicht zur Anzeige von Tätigkei-
ten als Mitglied in einem Vorstand, 
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rat, Verwaltungsrat, Beirat oder einem 
vergleichbaren Gremium einer Gesell-
schaft, eines in einer anderen Rechts-
form betriebenen Unternehmens, ei-
ner Körperschaft, einer Stiftung, einer 
Anstalt des öffentlichen Rechts, eines 
Vereines oder eines Verbandes; 

Aufsichtsrat, Verwaltungsrat, Beirat 
oder einem vergleichbaren Gremium 
einer Gesellschaft, eines in einer an-
deren Rechtsform betriebenen Unter-
nehmens, einer Körperschaft, einer 
Stiftung, einer Anstalt des öffentlichen 
Rechts, eines Vereines oder eines 
Verbandes; 

3. die Pflicht zur Anzeige der Tätigkeiten 
vor der Mitgliedschaft im Landtag so-
wie einmaliger und regelmäßiger Tä-
tigkeiten neben dem Mandat ein-
schließlich ihrer Änderungen während 
der Ausübung des Mandats; 

 3. die Pflicht zur Anzeige von regelmä-
ßigen Tätigkeiten vor der Mitglied-
schaft im Landtag sowie einmaliger 
und regelmäßiger Tätigkeiten neben 
dem Mandat einschließlich ihrer Än-
derungen während der Ausübung des 
Mandats; 

4. die Pflicht der Abgeordneten, das Hal-
ten und die Aufnahme von Beteiligun-
gen an Kapital- oder Personengesell-
schaften in der Art und Höhe anzuzei-
gen, wenn dadurch ein wesentlicher 
wirtschaftlicher Einfluss auf ein Unter-
nehmen begründet wird; 

 4.  unverändert 

5. die Pflicht zur Anzeige der Art und 
Höhe der Einkünfte aus Tätigkeiten 
oder Beteiligungen neben dem Man-
dat in folgenden Staffelungen bezo-
gen auf jeden einzelnen veröffentlich-
ten Sachverhalt: 

 5. die Pflicht zur Anzeige der jährlichen 
Gesamteinkünfte aus den in den 
Nummern 2 bis 4 genannten Tätig-
keiten oder Beteiligungen oberhalb 
von Mindestbeträgen; 

Die Stufe 1 erfasst anzeigepflichtige 
jährliche Einkünfte bis 1.000 Euro, die 
Stufe 2 Einkünfte bis 2.500 Euro, die 
Stufe 3 Einkünfte bis 5.000 Euro, die 
Stufe 4 Einkünfte bis 10.000 Euro, die 
Stufe 5 Einkünfte bis 20.000 Euro, die 
Stufe 6 Einkünfte bis 40.000 Euro, die 
Stufe 7 Einkünfte bis 60.000 Euro. Bei 
allen folgenden Stufen, deren Num-
merierung sich fortlaufend erhöht, 
werden jeweils 30.000 Euro zum 
Höchstbetrag der vorhergehenden 
Stufe addiert. Die Einkünfte werden 
der entsprechenden Stufe zugeordnet, 
sofern der Höchstbetrag der vorher-
gehenden Stufe überschritten wurde. 

  

Regelmäßige monatliche Einkünfte 
werden als solche gekennzeichnet. 
Werden innerhalb eines Kalenderjah-
res unregelmäßige Einkünfte zu einer 
Tätigkeit angezeigt, wird die Jahres-
summe gebildet und die Einkom-
mensstufe mit der Jahreszahl veröf-
fentlicht. 
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6. die Pflicht der Abgeordneten, im Aus-
schuss auf eine Interessenverknüp-
fung hinzuweisen, wenn sie an der 
Beratung oder Abstimmung über ei-
nen Gegenstand mitwirken, an dem 
sie selbst oder ein anderer, für den sie 
gegen Entgelt tätig  sind, ein unmittel-
bares wirtschaftliches Interesse ha-
ben; 

 6.  unverändert 

7. die Pflicht zur Rechnungsführung und 
zur Anzeige von Spenden sowie An-
nahmeverbote und Ablieferungspflich-
ten in den in den Verhaltensregeln 
näher bestimmten Fällen; 

 7.  unverändert 

8. die Pflicht der Abgeordneten, in beruf-
lichen oder geschäftlichen Angele-
genheiten Hinweise auf die Mitglied-
schaft im Landtag zu unterlassen; 

 8.  unverändert 

9. das Verfahren sowie die Befugnisse 
und Pflichten des Präsidiums und der 
Präsidentin oder des Präsidenten bei 
Entscheidungen nach § 47 Absatz 4 
und 5; 

 9. das Verfahren sowie die Befugnisse 
und Pflichten der Präsidentin oder 
des Präsidenten bei Entscheidungen 
nach § 47 Absatz 4 und 5; 

10. das Verfahren sowie über die Befug-
nisse und Pflichten der Präsidentin 
oder des Präsidenten bei Verstößen 
gegen die Verhaltensregeln. 

 10.  unverändert 

  Die Anzeigepflicht umfasst nicht die 
Mitteilung von Tatsachen über Dritte, 
für die der oder die Abgeordnete ge-
setzliche Zeugnisverweigerungsrechte 
oder Verschwiegenheitspflichten gel-
tend machen kann. Statt der Angaben 
zum Auftraggeber ist eine Branchen-
bezeichnung anzugeben. 

(3) Die Angaben zu Absatz 2 Nummer 1 
bis 5 sind als Drucksache des Landtages 
sowie im Handbuch des Landtags und im 
Internet zu veröffentlichen. 

 (3) Die Angaben zu Absatz 2 Nummer 1 
bis 5 werden als Drucksache und auf 
den Internetseiten des Landtages ver-
öffentlicht. Für die Angaben zu Absatz 
2 Nummer 5 werden aus den jährlichen 
Gesamteinkünften die durchschnittli-
chen monatlichen Einkünfte errechnet, 
indem die jährlichen Gesamteinkünfte 
durch zwölf dividiert werden. Die 
durchschnittlichen monatlichen Ein-
künfte werden in folgender Staffelung 
ausgewiesen: Die Stufe 1 erfasst 
durchschnittliche monatliche Einkünf-
te in einer Größenordnung von 1.000 
bis 3.500 Euro, die Stufe 2 Einkünfte 
bis 7.000 Euro, die Stufe 3 Einkünfte 
bis 15.000 Euro, die Stufe 4 Einkünfte 
bis 30.000 Euro, die Stufe 5 Einkünfte 
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bis 50.000 Euro, die Stufe 6 Einkünfte 
bis 75.000 Euro, die Stufe 7 Einkünfte 
bis 100.000 Euro, die Stufe 8 Einkünfte 
bis 150.000 Euro, die Stufe 9 Einkünfte 
bis 250.000 Euro. Bei allen folgenden 
Stufen, deren Nummerierung sich fort-
laufend erhöht, werden jeweils 30.000 
Euro zum Höchstbetrag der vorherge-
henden Stufe addiert. Die Einkünfte 
werden der entsprechenden Stufe zu-
geordnet, sofern der Höchstbetrag der 
vorhergehenden Stufe überschritten 
wurde. Von der Veröffentlichung der in 
Satz 2 genannten Angaben kann die 
Präsidentin oder der Präsident im Be-
nehmen mit dem Ältestenrat Ausnah-
men zulassen. 

(4) Die Präsidentin oder der Präsident des 
Landtages erhebt und verarbeitet die in 
Absatz 2 genannten personenbezogenen 
Daten der Abgeordneten. Die Erhebung 
und Weiterverarbeitung sind zulässig, 
soweit sie zur rechtmäßigen Erfüllung der 
Aufgaben im Rahmen der Verhaltensre-
geln erforderlich sind. Werden sie für die-
se Zwecke nicht mehr benötigt, so sind 
sie zu löschen, es sei denn, die oder der 
Betroffene widerspricht. Die Präsidentin 
oder der Präsident hat die technischen 
und organisatorischen Maßnahmen zu 
veranlassen, die notwendig sind, um die 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
der Abgeordneten auf das erforderliche 
Maß zu beschränken, Unbefugten den 
Zugang zu den Daten zu verwehren und 
ihre rechtzeitige Löschung und Sperrung 
sicherzustellen. 

 (4) unverändert 

(5) Die Präsidentin oder der Präsident er-
lässt Ausführungsbestimmungen zu den 
Verhaltensregeln.“ 

 (5) unverändert 

Artikel 2  
Inkrafttreten 

 Artikel 2  
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Beginn der 
19. Wahlperiode in Kraft. 

  unverändert 

 


	Ausschussvorschlag:

